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Die Expedition

Der Fideikommißſtempel
Jm Abgeordnetenhauſe iſt am Mittwoch jene Angelegenheit

Seſprochen worden die unter dem Namen der Fall Lucius
ſeit Monaten das peinlichſte Aufſehen erregt hat Es war in
die Oeffentlichkeit das Gerücht gedrungen dem Staatsminiſter
v Lucius ſei im Wege der Gnade der bei Begründung von
Fideikommiſſen vorgeſchriebene dreiprozentige Stempel erlaſſen
worden und auch anderen bekannten Perſönlichkeiten darunter
wiederum ein aktiver Miniſter ſeien ähnliche Steuerbefreiungen
zu theil geworden Das ganz ungewöhnliche Aufſehen das
die Sache machte erklärt ſich aus mancherlei Urſachen
zunächſt iſt die öffentliche Meinung und wie wir glauben mit
Recht der Fideikommißbildung überhaupt nicht geneigt weil
ſie in ihnen ein Hemmniß für die geſunde Entwickelung des
Bauernſtandes erblickt und eine ſchwere Verſuchung für den
Grundadel der dadurch nach dem Wort des nationalliberalen
Herrn v Gneiſt zu leichtfertigem Schuldenmachen verführt
wird und zu jener Lebensanſchauung welche ernſte Dinge nur
noch frivol und frivole Dinge ernſt zu nehmen verſtände
Dann aber mußte der Umſtand daß die Erlaſſe notoriſche
Millionäre und obendrein höchſtgeſtellte Stgatsbeamte betrafen
naturgemäß den Unwillen einer Zeit erregen die wie Herr
Miquoél jüngſt treffend ſagte nach einem ſozialen Ausgleich in
der Steuergeſetzgebung ſtrebt Alle dieſe Umſtände und auch
das Geheimniß mit dem die Angelegenheit gefliſſentlich um
geben wurde ließen eine öffentliche Erörterung wünſchenswerth
erſcheinen und da auf die Anfrage des Abg Richter am
25 Nov vom Finanzminiſter eine dilatoriſche Antwort erging
da auch in dem offiziellen Organ der Regierung keine bündige
Erklärung erſchien ſah man allgemein mit Spannung der
Jnterpellation entgegen die im Namen der freiſinnigen Partei
von Herrn Richter eingebracht worden war Nachdem dieſe
Interpellation am Mittwoch beantwortet und erörtert worden
iſt hat ſich der Sachverhalt weſentlich geklärt

Nach den Mittheilungen des Finanzminiſters Migqusl liegt
der Fall Lucius alſo folgendermaßen Kaiſer Friedrich hatte
dem Landwirthſchaftsminiſter Dr Lucius aus eigener Jnitiative
den Freiherrntitel verliehen und dabei den Wunſch geäußert
es möchte dieſer Titel auf fideikommiſſariſchem Wege den Erben
geſichert werden Da die Standeserhöhung dem Miniſter auf
Wunſch des Kaiſers tax und ſtempelfrei ertheilt wurde ſo
nahm der neue Freiherr und ſeine Kollegen vom Finanz und
Juſtizdepartement an auch die Fideikommißbildung ſolle ge

Es wurde daher auf ſeinen Antrag dem
Herrn v Lucius und zwar nach dem Ableben des Kaiſers
Friedrich ein Stempelſteuererlaß im Betrage von mehr
als 30,000 M gewährt Die Thatſache daß einem aktiven
Miniſter unter Mitwirkung ſeiner Kollegen daß einem mehr
fachen Millionär im Wege der Gnade mehr als 30,000 M
an geſetzlich vorgeſchriebener Steuergebühr einfach geſchenkt
worden ſind dieſe Thatſache ſteht alſo feſt Herr Miquoél
findet dieſe Handlungsweiſe nicht unmoraliſch aber er überläßt
die Beurtheilung dem ſubjektiven Empfinden Freiherr
v Lucius ſelbſt ſcheint ſein damaliges Verhalten
nicht mehr zu billigen denn nach einem im Ab
georduetenhauſe umlaufenden Gerücht hätte er
den ihm erlaſſenen Stempelbetrag dem Kaiſer zur
Verfügung geſtellt der das Geld für einen
Kirchenbau beſtimmt habe Damit würde der Fall
Lucius aus der öffentlichen Diskuſſion ausgeſchieden werden
können gerade dieſer Abſchluß aber würde doch wiederum
jenen recht geben die von vornherein an dieſer einem un
gewöhnlich begüterten Staatsbeamten gewährten Vergünſtigung
Anſtoß genommen haben

Schon vor Wochen konnten wir auf Grund eingeholter
Jnformationen mittheilen daß in juriſtiſchen Kreiſen und bei
namhaften Staatsrechtslehrern ein Zweifel in Bezug auf die
rechtliche Befugniß der Krone zu Gnadenerlaſſen nicht beſteht
Herr Miquél hat denn auch im Landtag ſowohl perſönlich
als auch im Namen der Regierung erklärt daß das Recht
auf Grund deſſen die Stempelerlaſſe ſtattgefunden habendurchaus unanfechtbar und über jeden weiſe erhaben iſt

Er meinte in Preußen ſeien die Rechte der königlichen Gewalt
ſoweit beſtehen geblieben als ſie nicht durch die Verfaſſung
beſchränkt ſind und da in der Verfaſſung das Gnadenerlaßrecht
auf eivilrechtlichem Boden nicht e ren ſei ſo beſtände es
ungeſchmälert fort und ſei im Laufe der Zeiten oft und ſtets
unangefochten zur Anwendung gekommen Weder die Ober
rechnungskammer noch die Landesvertretung habe ein Recht
ur Mitwirkung nach dieſer Richtung Herr Migqusl glaubteſo dabei auf die hervorragendſten Staatsrechtslehrer auf

Mohl und Zachariä au a den liberalen Ludwig v Roenne

berufen zu können obwohl der Letztere ſag Da die preußiſche
Verfaſſungsurkunde keine ausdrückliche Beſtimmung enthält
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I nach welcher dem Könige ein Dispenſationsrecht übertragen

iſt ſo muß angenommen werden daß ihm ein ſolches Recht
überhaupt nur inſoweit zuſteht als die Verfaſſung die Er
mächtigung ausdrücklich ihm giebt Es wird ſich uns die
Gelegenheit bieten auf dieſe Rechtsfrage näher einzugehen
für heute genügt es feſtzuſtellen daß ſich mit Ausnahme der
Freiſinnigen alle Parteien auf den Standpunkt der Regierung
ſtellen trotz der Verfaſſungsbeſtimmung Bevorzugungen in
Bezug auf die Beſteuerung können nicht eingeführt werden
die beſtehenden ſind abzuſchaffen

Aber die juriſtiſche Seite der Sache iſt von vornherein vor
der moraliſchen zurückgetreten und nach dieſer Richtung wird
das hoffen wir beſtimmt die Debatte vom Mittwoch gute
Früchte tragen Zwar iſt ein Antrag der die Regierung auf
forderte künftighin von Erlaſſen des Fideikommißſtempels
Abſtand zu nehmen gegen die Stimmen der Nationalliberalen
Freiſinnigen und der Mehrheit des Centrums abgelehnt worden
aber aus der Stimmung aller nicht unmittelbar an der Fidei
kommißherrlichkeit intereſſirter Parteien wird die Regierung
doch erſehen haben wie überaus ungünſtig man im Volke
dieſen Brauch anſieht von dem der Bruch mehr ehrt als die
Befolgung Aeußerlich ſchloß die Sitzung mit der Annahme
eines nationalliberalen Antrages ab der die baldige Ein
bringung eines Komptabilitätsgeſetzes erbat ein ſolches Geſetz
über die Verwaltung der Einnahmen und Ausgaben war ſchon
im Jahre 1874 verlangt worden aber es blieb in der Kommiſſion
begraben

Die Richter ſchen Anträge die über die in den Fideikommiß
fragen geltende Verwaltungspraxis Auskunft forderten ſind
mit ſtarker Mehrheit abgelehnt worden Entſchiedener aber
noch iſt von der Mehrheit der unabhängigen Parteien jener
Brauch verworfen worden der auf Koſten der Steuerzahler
Millionären aus Stagatsmitteln Geſchenke macht

Deutſches Reich
Berlin 21 Jan Der Kaiſer traf heute vormittag 10 Uhr

von Hannover im Jagdſchloß Springe ein und fuhr ſofort
auf einem Schlitten zur Pürſche nach Hallerbruch Hier erlegte
Se Maj 2 Zwölfender und 4 ſtarke Schaufler Um 11 z Uhr
fand ein eingeſtelltes Jagen auf Schwarzwild ſtatt an welchem
auch das Gefolge theil nahm Die Strecke des Kaiſers beſtand
aus 62 Sauen darunter 30 groben die Geſammtſtrecke aus
129 Stücken Schwarzwild Bei der geſtrigen Prunktafel im
Schloſſe zu Hannover brachte Se Maj keinen Trinkſpruch aus
doch trank der Kaiſer verſchiedenen Herren ſo dem Ober
präſidenten v Bennigſen dem der Platz zu ſeiner Linken an
gewieſen war und dem kommandirenden General Bronſart
v Schellendorff welcher rechts vom Kaiſer ſaß zu Mit
beiden Herren ganz beſonders aber mit Herrn v Bennigſen
führte der Kaiſer lebhafte Unterhaltung Am Schluß der geſtrigen
Vorſtellung im königlichen Theater welche vor ausverkauftem
Hauſe ſtattfand wurde dem Kaiſer ſeitens des Publikums eine be
geiſterte Huldigung dargebracht Der Kaiſer wird voraus
ſichtlich morgen früh 8 Uhr in Euxhlalven eintreffen um die
Marineanlagen ſowie die Eisverhältniſſe an der unteren Elbe zu
beſichtigen und dann den zur Abreiſe nach dem Mittelmeer gerüſteten
prächtigen Dampfer der Hamburg Amerikaniſchen Packetfahrt
Aktiengeſellſchaft Auguſta Viktoria in Augenſchein zu nehmen
Der Prinz und die Prinzeſſin Friedrich Leopold trafen
heute vormittag in Palermo ein und nahmen im Hotel
Trinacria Wohnung Die Großherzogin Mutter
Alexandrine von Mecklenburg Schwerin wurde heute
früh von ſolcher Schwäche befallen daß ihr Befinden als nicht
unbedenklich bezeichnet werden muß Der Krankheitszuſtand ließ
heute früh eine größere Schwäche als bisher erkennen Prinz
Wilhelm von Baden traf mit ſeinem Sohne auf der Durch
reiſe nach Petersburg in Königsberg ein

27 Berlin 21 Jan Wenn in letzter Zeit verſchiedentlich be
hauptet worden in der ſozialdemokratiſchen Bewegung
mache ſich ein auffallender Stillſtand oder Rückgang bemerkbar
ſo treffen ſolche intereſſirte Schönmalereien auf keinen Fall
flür ElſaßLothringen zu Der Abgeordnete Bebel hatte mit
dem ihm nicht abzuſtreitenden Scharfblick ſchon in Ken betont
daß gerade im Reichslande für ſeine Agitation ein außerordentlich
günſtiger Boden vorhanden wäre und daß ſie dort unſchwer be
achtenswerthe Erfolge erzielen würde Laut glaubwürdigen Nach
richten aus Straßburg Metz und Mülhauſen hat ſich dieſe Voraus
ſetzung leider bewahrheitet Sämmtliche Verſammlungen welche
Sozialdemokraten dort abhalten ſind von den unteren Schichten
der Bevölkerung die Bauern und Landleute nicht ausgeſchloſſen
maſſenhaft beſucht Beſonders aber im Ober Elſaß finden die
betr Redner unbeſtrittenen Beifall Selbſt ihre wüthendſten
Ausfälle gegen Religion und Klerus welche im Elſaß doch bis
her zwei werthvolle Faktoren darſtellten ſind bis jetzt noch
nirgend wirkſam zurückgewieſen worden Der draſtiſche Appell
einiger Kaplansorgane an die Fäuſte der Bauern hat bei den
reichsländiſchen Landleuten gar nicht verfangen Faſt alle Kreiſe
werden von den größeren Centren aus mit ſozialdemokratiſchen
Blättern förmlich überſchwemmt Thbatſächlich verfügt die
Elſ Lothr Volksztg trotz ihrer kurzen Exiſtenz bereits über

mehr Abonnenten wie vielleicht alle reichsländiſchen Blätter
zuſammen genommen Umſonſt ſucht der Diözeſanklerus auf An
ordnung des biſchöflichen Vikariats der Verbreitung dieſes
Blattes Hinderniſſe in den Weg zu legen Allein der von ihm
empfohlene katholiſche Arbeiterfrennd wird obwohl man
ihn faſt gratis ausbietet meiſtens zu Gunſten der Volkszeitung
zurückgewieſen Letztere liegt in jedem Kruge in jeder Wirth
ſchaft oft in mehreren Exemplaren aus Auf Betreiben der
ſozialdemokratiſchen Vertrauensleute werden ſelbſt Kaufleute
Handwerker Bäcker c durch ihre Kunden zum Abonnement
darauf gezwungen Ueberall mangelt es an einem belangvollen
parteipolitiſchen Gegengewicht eder Liberale noch Konſer
vative ſind in der Lage Herrn Bebel den billigen Erfolg wirkſam
reine machen zu können Alle unzufriedenen Elemente voran

die Proteſtler unterſtützen den Umſturz auf jede erdenkliche
Weiſe Jnſofern haben ſich die von der Regierung begangenen
Fehler empfindlich gerächt Durch i uernde Zwangs
maßregeln durch die dürrſte Polizeipolitik hat ſie es meiſter
beſt verſtanden das Gift des Mißtrauens und der Unzufrieden

eit faſt künſtlich zu züchten und den Sozialdemokraten dadurch
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die Wege zu ebnen Das Prinzip jedwede freiere ſelbſtändige
Regung zu erſticken hat die Maſſen dem umſtürzleriſchen
Anſturm wehrlos ausgeliefert Da die Sozialdemokraten
die ſchlimmſten Feinde des Reichsgedankens ſind ſo jubeln ihnen
alle Mißvergnügten laut oder heimlich zu Sie erblicken in
ihrem Programm einen Wechſel auf die fernere Zukunft Jn
ſofern haben ſich ſeit dem aller den Parteitage die Verhältniſſe
im Reichsland ſo mißlich geſtaltet daß man ſich in Straßburg
und hier an der Cenkralſtelle ernſthaft darüber zu
beunruhigen anfängt

nn Berlin 21 Jan Während der letzten Tage ſind in
hieſigen Gaſtwirthſchaften und Kaffeehäuſern die beiden letzten
Nummern des Klatſch und Wißblattes New Yorker
Figaro konfiszirt worden weil ſie mehrfache grobe Be
leidigungen des regierenden Kaiſers enthalten Die Oberkellner
die ahnungslos die betr Blätter ausgelegt hatten mußten ſich ein
kommiſſariſches Verhör auf den Polizeibüregus gefallen läſſen
doch konnten ſie nachweiſen daß eine Beaufſichtigung der Zeitungen
S ihren etwa anſtößigen Jnhalt nicht in ihre Pflichten
phäre fällt

Nach einer berliner Zuſchrift der Polit Korreſp erregen
die Aeußerungen mehrerer öſterreichiſcher Dlätter über die
Handelsvertragsverhandlungen in Wien in berliner
Regierungskreiſen das Bedenken daß gewiſſe Jntereſſenkreiſe
Oeſterreichs die Stellung Deutſchlands in ein gen weſentlichen
Punkten verkennen Der Ablehnung der Herabſetzung der
Getreidezölle mit mehr als Zweidrittel Majorität des
Deutſchen Reichstags und die vorausgegangene Debatte be
wieſen unwiderleglich daß eine Ermäßigung der deutſchen
Getreidezölle auf autonomem Wege die an vielen Stellen
Oeſterreichs als unabweislich hingeſtellt werde völlig aus
geſchloſſen ſei Vielmehr ſeien vollwichtige Kompenſationen
nöthig um die Zuſtimmung des Reichstags zu einer Er
mäßigung der Getreidezölle ſelbſt in Verbindung mit einem
etwaigen Handelsvertrage zu erlangen Jm Intereſſe des
Zuſtandekommens dieſes Vertrages erachteten regierungs
freundliche deutſche Kreiſe für erwünſcht daß man in Oeſter
reich die Nothwendigkeit von entſprechend weitgehenden Tarif
konzeſſionen erkenne um den Widerſtand deutſcher parlamen
tariſcher Kreiſe gegen jene Ermäßigung der Getreidezölle zu
überwinden

Jn Frankreich iſt man trotz des großen Umfanges in welchem
die franzöſiſche Rente im Jnlande verbreitet iſt und trotz der bei
der letzten Zeichnung auf ſolche wieder an den Tag getretenen
Beliebtheit dieſes Papieres planmäßig auf die Erweiterung des
Abſatzgebietes derſelben bedacht So beſchäftigt ſich die Geſetz
gebung mit dem Plane den in Frankreich konzeſſionirten aus
ländiſchen Verſicherungsgeſellſchaften von Geſetzeswegen die An
legung ihrer Prämienreſerven in franzöſiſchen Rententiteln zur
Pflicht zu machen Dieſer Vorgang iſt ſicher beachtenswerth Es
verdient wie die B P N ſchreiben ernſte Erwägung ob nicht
auch in Deutſchland oder wenigſtens in Preußen in ähnlicher
Weiſe vorzugehen und die Anlegung der Prämienreſerven
aus ländiſcher hier konzeſſionirter Verſicherungs
geſellſchaften für die in Deutſchland bezw Preußen ab
geſchloſſenen Verſicherungen in Staatsſchuldtiteln vorzu
ſchreiben ſein möchte Für Preußen bedürfte es dazu keines Aktes
der Geſetzgebung Soweit wenigſtens bekannt erfolgt die Zu
laſſung ausländiſcher Verſicherungsgeſellſchaften zum Geſchäfts
betriebe ſtets nur auf Widerruf Die konzeſſionirende Verwaltungs
behörde iſt daher in der Lage die nachträgliche Aenderung der
Konzeſſionsbedingungen im Sinne jenes franzöſiſchen Vorganges
herbeizuführen ohne daß es dazu neuer oder erweiterter geſetzlicher
Vollmachten bedürfte Es iſt klar daß die in Rede ſtehende
Maßregel nicht nur von ſtaatsfinanziellen ſondern auch von
nationalpolitiſchen Geſichtspunkten inſofern von Bedeutung ſein
würde als jene zum Theil ſehr potente und umfangreiche Ge
ſchäfte in Preußen machenden Geſellſchaften indem ſie zu
Gläubigern des preußiſchen Staates werden mit ihren eigenen
Jntereſſen noch ſtärker an dem Wohl und Wehe des letzteren be
theiligt werden Erörterungen welche zur Zeit zwiſchen den be
theiligten Miniſterien in dieſer Frage ſchweben dürften auf die
Jnitiative des Finanzminiſters zurückzuführen ſein

Die bereits erfolgte Ernennung des bisherigen Unter
ſtaatsſekretärs Dr Boſſe zum Staatsſekretär im
Reichsjuſtizamt hängt wie berichtet wird zum Theil mit
dem Wunſche zuſammen daß die Leitung der Verhandlungen über
die Reviſion des Entwurfes eines Bürgerlichen Geſetzbuches in
die Hand eines Mannes gelegt wird welcher mit gründlicher
juriſtiſcher Durchbildung eine eingehende praktiſche Kenntniß der
wirthſchaftlichen und ſozialen Verhältniſſe und Bedürfniſſe Deutſch
lands verbindet Der wie den B P N beſtätigt wird zum
Nachfolger des Herrn Boſſe in ſeiner bisherigen Stellung als
Unterſtaatsſekretär des Reichsamts des Jnnern ernannte Ge
heimrath Dr v Rottenburg hat in ſeinem langjährigen amt
lichen Wirken als Chef der Reichskanzlei ſeit dem 1 Okt 1881
vollauf Gelegenheit gehabt ſich in denjenigen Materien aktuellen
Intereſſes heimiſch zu machen welche im Bereich ſeines nun
mehrigen Reſſorts theils ſchon zum Abſchluß gelangt ſind theils
demſelben ſtetig entgegengeführt werden Wie von anderer
Seite mitgetheilt wird ſoll Dr Boſſe urſprünglich zum
Präſidenten des Evangeliſchen Oberkirchenraths be
ſtimmt geweſen ſein welchen Poſten nun wahrſcheinlich doch
Unterſtaatsſekretär Dr Barkhauſen einnehmen wird indeß
werden auch Reichstagspräſident v Levetzow Graf v Bern
ſtorff Stintenburg und Konſiſtorialpräſident v Weyrauch
für dieſen Poſten genannt

Der Staatsminiſter a D v Puttkamer hat die ihm an
getragene Wahl zum Vicepräſidenten des Hervenhanſes abgelehnt
Es wird nunmehr für dieſen Poſten der Freiherr v Manne
teuffel gewählt werden



S

e

d
e

m

m

Von dem Reichskommiſſar in Oſtafrika Major v Wiſſmann
ſind authentiſche Mittheilungen in Berlin eingelangt denen
zufolge derſelbe am 16 d nach dem Kilimandſcharo aufgebrochen
iſt Demnach dürften die Nachrichten über den ſchlechten Ge
ſundheitszuſtand von Wiſſmanns ſtark übertrieben ſein

Nach der Poſt erzählt man ſich in diplomatiſchen Kreiſen
daß Fürſt Radolin der bekanntlich aus einer diplomatiſchen
Stellung ausſcheidend das Hofmarſchallamt beim damaligen
Kronprinzen Friedrich Wilhelm übernommen hatte wieder in
den auswärtigen Dienſt zurücktreten dürfte Man
nimmt an daß der nächſte freiwerdende Botſchafterpoſten dem
Fürſten zufallen würde

Auch dem Fürſten Radolin iſt wie man nach der
Freiſ Ztg in parlamentariſchen Kreiſen erzählt vor fünf Jahren
der Fideikommißſtempel erlaſſen worden

Nach der dem Reichstage zugegangenen kaiſerl Verordnung
über die Ausdehnung der im deutſch italieniſchen und deutſch
ſpaniſchen Handelsvertrage feſtgeſetzten Tarife auf die
marokkaniſchen Erzeugniſſe würden aus Marokko nach
Deutſchland frei eingeführt werden können Schwefel Weinſtein
Lakritzenſaft Seidenkokons nicht gefärbte Seide Abfälle von
efärbter Seide rohe Korallen roher Marmor lebendes Ge
ügel Bleierze rohes Blei Bruchblei Jngots von Blei Eiſen

erze Schwefelkies Kupfererze Korkholz Süßholz rohes Zink
ſowie rohe Häute und Felle Ermäßigungen gegenüber dem
Satze des allgemeinen Zolltarifs würden außer den Südfrüchten
hauptſächlich rohe Schmuckfedern Korkwaaren und Wein er
fahren

Die Budgetkommiſſion des Reichstags hat geſtern
die einmaligen Ausgaben im Poſtetat durchberathen Ge
nehmigt wurden die erſten Bauraten für neue Poſtdienſtgebäude
in BadenBaden Berlin Ritterſtr Braunſchweig Demmin
Eberswalde Homburg v d Jtzehoe Königshütte Lüden
ſcheid Memel Paſewalk Pyrmont Stade Waſſerburg i
Wittenberg Abgelehnt ſind die Forderungen für Brandenburg
Diedenhofen Northeim Bei der Forderung für Colmar i E
wurden nur 80 000 anſtatt 180,000 M bewilligt Ferner wurden
die für neue Dienſtgebäude in AltonaBerlin zur Vergrößerung des Reichspoſtamts Frankenſtein
Goslar Guben Hannover Reichenbach i Schl genehmigt Auch
der außerordentliche Etat in dem 750,000 M für die Herſtellung
einer unterirdiſchen Telegraphenverbindung von Straßburg nach
Mülhauſen i E gefordert waren erhielt die Zuſtimmung der
Kommiſſion Der Etat der Reichsdruckerei wurde unbeanſtandet
genehmigt

Jn der Krankenkaſſenkommiſſion wurde geſtern der
Vorſchlag der Vorlage die Anſprüche erwerbsloſer Perſonen auf
die Mindeſtleiſtungen der Kaſſen für die Dauer von drei Wochen
ſolchen Perſonen zu verſagen welche ihre Erwerbsloſigkeit durch
vertragswidrigen Austritt aus der Beſchäftigung Kontraktbruch
verſchuldet haben berathen Der Vorſchlag wurde von frei
ſinniger ſozialdemokratiſcher und klerikaler Seite bekämpft von
den übrigen Parteien befürwortet und bei der Abſtimmung mit
13 gegen 10 Stimmen abgelehnt Der Anſpruch der Erwerbs
loſen ſoll nach der Vorlage auch dann wegfallen wenn die Be
theiligten ſich nicht im Gebiete des Reichs aufhalten Hier
wurden für die Grenzbezirke Ausnahmebeſtimmungen auf Grund
eines Statuts vorbehalten Falls die Jahreseinnahmen der
Kaſſen die Ausgaben überſteigen und der Reſervefonds den
doppelten Betrag erreicht hat können nach einem Beſchluß der
Kommiſſion die Ueberſchüſſe auch zur Errichtung von Kranken
hänſern verwendet werden Orts und Gemeindekaſſen eines
Aufſichtsbezirkes können nach der Vorlage zu einem Verbande
zu gemeinſamen Zwecken zuſammentreten

Die Wildſchadengeſetz Kommiſſion begann geſtern
die zweite Leſung des Entwurfes und beſchloß außer den Rehen

noch die Faſanen beim Entſchädigungsanſpruche fortzu
aſſen

Braunſchweig 21 Jan Die Verſammlung des Central
ausſchuſſes des landwirthſchaftlichen Central
vereins für das Herzogthum Braunſchweig beſchloß auf die
Tagesordnung der Hanupiverſammlung am 10 Febr die Frage
zu ſetzen welche Maßregeln zu ergreifen ſeien um der Ver
breitung der Sozialdemokratie unter der ländlichen
Bevölkerung entgegenzuwirken

Straßßburg i 21 Jan Bei der heute im Landes
ausſchuß fortgeietzten Berathung des Etats ſprachen ſich die Abgg
v Bulach und v Schauenburg gegen eine Herabſetzung der Ge
treidezölle aus Abg Winterer erörterte die ſoziale Frage und
die Steuerreform Unterſtaatsſekretär v Schraut beſprach die
Einzelheiten der Gewerbeſteuerreform

Eſſen a 21 Jan Die ganze Belegſchaft der Zeche
Eintracht Tiefbau iſt heute morgen eingefahren da der

geſtern entlaſſene Delegirte nachdem er ſchriftlich erklärt hatte
daß er die Zechenverwaltung in keiner Weiſe angegriffen habe
zur Einfahrt in die Grube wieder zugelaſſen iſt

Preußiſcher Landtag
Bericht der Saale Ztg
Abgeordnetenhaus

18 Sitzung vom 21 Jan 11 Uhr
Das Haus erledigt den Nachweis über die Verwendung des

Dispoſitionsfonds der Eiſenbahnverwaltung für 1889/90 durch
Kenntnißnahme ſowie in erſter Berathung die allgemeine Rech
nung über den Staatshaushalt pro 1887/88 und die Ueberſicht
der Staatseinnahmen und Ausgaben pro 1889/90 und geht darauf
über zur Berathung des Antrags Richter betr die Er
richtung von Fideikommiſſen und die Stempelgebühr
für dieſelben

Der Antrag geht dahin die Staatsregierung um Auskunft zu
erſuchen 1 über Zahl Geldwerth und Areal der ſeit 1867 in
Preußen begründeten oder erweiterten Fideikommißſtiftungen
2 über den Betrag der dafür aufgekommenen Stempelgebühren
3 in welchen Fällen und auf Grund welcher geſetzlichen Be
ſtimmungen ein Erlaß der geſetzlichen Stempelgebühr ſtatt
gefunden hat

Abg Richter dfr Das preußiſche Stempelſteuergeſetz von
1822 enthält die Beſtimmung daß bei der Bildung von Fidei
kommiſſen 3 Proz des Werthes der Fideikommiſſe an Stempel
ſteuer dem Staate zu entrichten ſind Es hatte in der Oeffent
lichkeit verlautet daß dem früheren Miniſter Frhrn v Lucius

r Zeit als er noch amtirte bei der Bildung von zwei Familien
deikommiſſen der hiernach vorgeſchriebene Stempelſteuerbetrag

im Gnadenwege erlaſſen worden ſei Ueber die Summe des
Steuererlaſſes waren die Nachrichten verſchieden Dieſelbe ſollte
den Betrag von 100,000 ſo nahm man an überſteigen Jch
nahm bei Gelegenheit der erſten Berathung des Erbſchafsſteuer

r Veranlaſſung den Herrn Finanzminiſter zu fragen was es
mit für eine Bewandtniß habe Der Herr Finanzminiſter er

klärte damals am 25 Sept daß er von der Sache keine Kenntniß
habe daß er mir deshalb keine Antwort ertheilen könne daß er ſi
aber vorbehalte bei Gelegenheit auf die Sache zurückzukommen
bemerke dabei noch ausdrücklich daß der Steuererlaß in eine Zeit
fällt die vor dem Amtsantritt des rig Finanzminiſtersgelegen iſt Seit jener Erwägun ſiu nun mehr als
verfloſſen Gelegenheit auf die Sache zurückzukommen hat

der Frage bei der Aufmerkſamkeit die ſich in weiten Kreiſen desde Welt Vorkommniß zugewandt et halten wir es für
richtig formell durch Einbringung eines ſolchen h die Ge
legenheit zur weiteren rer dieſer Angelegenheit herbei
zuführen Entſprechend der grundſätzlichen Bedeutung des Falles
entſprechend der Erheblichkeit der Fragen die dabei in Betracht
kommen haben wir den Antrag genggeu gefaßt Nachdem
inzwiſchen verlautbart iſt daß auch in anderen Fällen der
Fideikommißſtempelbetrag erlaſſen iſt halten wir es für richtig
enerell um Mittheilungen zu bitten welche uns in den Stand
etzen die finanzielle und die rechtliche Bedeutung dieſer Frage
zu würdigen überhaupt die Verwaltungspraxis der Regierung
in Bezug auf dieſe Frage kennen e lernen Damit ver
knüpft iſt noch das Erſuchen um Mittheilung über den Umfang
der Fideikommißbildung überhaupt in den letzten 23 Jahren
eine Frage welche auch über die hier in Betracht kommende
finanzpolitiſche Frage hinaus eine erhebliche volkswirthſchaftliche
Bedeutung beſitzt

Der praktiſche Fall von dem unſere Erfahrungen ausgingen
hat nicht bloß eine formelle konſtitutionelle Bedeutung er hat
auch eine materielle thatſächliche Bedeutung die ich als eine
moraliſche betrachte Jch muß ſagen daß in der Oeffentlichkeit
dieſe letztere Seite mehr irritirt hat als die formell konſtitutionelle
Denn wir ſind es ja leider gewöhnt obwohl ſeit 40 Jahren in
Preußen eine Verfaſſung beſteht fortgeſetzt in der Verwaltungs
praxis bald beim Budget bald bei Prüfung der Rechnungen
einer Praxis zu begegnen die mit einem konſtitutionellen Staat
nicht im Einklang ſteht die wurzelt in abſolutiſtiſchen An
ſchauungen die früher ihre Berechtigung haben konnten die heute
aber eine Berechtigung nicht beſitzen Jch leugne daß es ein
Recht der Regierung giebt von der allgemein verbindlichen durch
Geſetz ausgeſprochenen Steuerpflicht einzelne zu dispenſiren es
ſei denn daß in dem betreffenden Geſetz ſelbſt der Regierung ein
ſolches Recht ertheilt wäre Die Geſetzgebung iſt ſeit Erlaß der
Verfaſſung nicht mehr eine Prärogative allein der Krone ſondern
ſie wird gemeinſchaftlich geübt von dem Monarchen in Verbindung
mit dem Landtag und es widerſpricht dem Weſen und dem Zweck
der Geſetzgebung wenn ein allgemein verbindliches Geſetz ver
einbart wird und dann wie man ſagt im Wege der Gnade
einzelne dispenſirt werden von der Befolgung derart daß das
mit allgemeiner Verbindlichkeit ausgeſprochene Geſetz thatſächlich
nur für die Mehrheit vielleicht nur für eine Minderheit der
Fälle in der Praxis Anwendung findet auch wenn thatſächlich
ſolche Dispenſe vorgekommen ſind auch wenn ſie im guten
Glauben ausgeſprochen ſind fo kann dadurch ein Recht nicht
Lebenskraft gewinnen im Laufe der Zeit das mit dem Grund
weſen der Verfaſſung ſich nicht im Einklang befindet Der einzige
Fall in dem ich mich erinnere daß ein ſolches Recht hier in
Frage gekommen iſt das Recht von der Steuerpflicht einzelne
zu dispenſiren war im Jahre 1862 bei der Vorlegung des Ober
Rechnungskammergeſetzes Da ſollte ein ſolches Recht anerkannt
werden in einem Paragraphen der Gefetzesvorlage um wie der
Regierungsvertreter damals erklärte ein ſolches Recht gegen
Anfechtbarkeit zu ſchützen Jener Geſetzentwurf iſt nicht zuſtande
gekommen jener Paragraph hat ausdrücklich Widerſpruch hervor
gerufen Jn den Kommiſſionsberathungen wurde hervorgehoben
daß ein ſolcher Einſpruch als zu Recht beſtehend nicht anerkannt
werden könnte

Aber wie geſagt mehr als die formell konſlitutionelle Seite
hat die materielle die moraliſche Seite dieſes Falles die öffent
liche Meinung irritirt Auch wenn ein ſolches Recht formell im
Geſetz ausdrücklich verliehen wäre auch wenn das Stempelſteuer
geſetz der Regierung eine ſolche Vollmacht gewährte auch wenn
ein Dispoſitionsfonds vorhanden wäre ähnlich dem der vor
handen iſt um Remiſſionen bei Pachtverträgen in der Domänen
verwaltung herbeizuführen auch in dieſem Falle würde in der
Hauptſache die Beurtheilung dieſes Erlaſſes keine verſchiedene ſein
man würde den Gebrauch ſelbſt eines anerkannten Rechtes darum
meines Erachtens nicht weniger gerechtfertigt halten

Ich las freilich in einem Organ der konſervativen Partei daß
diejenigen welche der Regierung ein ſolches Recht zuſprechen
nicht anerkennen könnten daß die Regierung verpflichtet ſei über
den Gebrauch eines ſolchen Rechtes der Volksvertretung Rede zu
ſtehen Jch kann dies durchaus nicht zugeben Nichts würde
verkehrter ſein als wenn die Regierung in einem ſolchen Falle
ſich auf die Krone berufen ihre Verantwortlichkeit zu decken ver
ſuchen würde ſich gewiſſermaßen hinter die Krone zu verſtecken
ſuchte in Bezug auf die Ausübung eines ſolchen von ihr be
haupteten Rechtes Jn Artikel 44 der Verfaſſungsurkunde heißt
es u Die Miniſter ſind verantwortlich für alle Regierungs
handlungen Der König bedarf zu ihrer Giltigkeit der Gegen
zeichnung eines Miniſters welcher dadurch die Verantwortlichkeit
übernimmt Die Verfaſſung unterſcheidet nicht zwiſchen Re
gierungshandlungen bei denen die Miniſter ſich zu verantworten
haben und bei denen ſie ſich auf den Willen oder den Wunſch
der Krone berufen Formell iſt eine ſolche Berufung unzuläſſig
materiell würde ich ſie auch für durchaus unrichtig halten Denn
wenn man ſich vergegenwärtigt welche Fülle von Entſcheidungen
der verſchiedenſten Art der inneren und äußeren Angelegenheiten
von Militär und Repräſentationsangelegenheiten tagtäglich dem
Monarchen unterbreitet werden ſo liegt es auf der Hand daß
ſelbſt bei der größten Arbeitsluſt dem lebhafteſten Gerechtigkeits
gefühl es unmöglich für einen Monarchen iſt die Entſcheidung
in derartigen Fragen anders zu treffen als ſie vom Miniſter
vorbereitet und vorgetragen ſind

Dazu kommt noch die Natur dieſes beſonderen Falles Die
Dispenſation iſt ertheilt zugunſten eines im Amt befindlichen
Miniſters der ſelbſt zu den oberſten verantwortlichen Beamten
gehört Die Sache würde dadurch nicht einfacher daß wie man
vernimmt der Ausſchlag in dieſer Sache die letzte Entſcheidung
gegeben iſt von dem Miniſter zu deſſen Privatvortheil früher
ähnliche Dispenſationen ſtattgefunden haben nicht blos bei der
Anlage von Dotationsgeldern ſondern auch bei Erweiterungen
von Fideikommiſſen aus perſönlichen Erſparniſſen Unter dieſem
Geſichtspunkt charakteriſirt ſich dieſer Vorgang als eine gegen
ſeitige Entbindung von der geſetzlichen Steuerpflicht Wenn das
Parlament nicht berufen ſein ſollte in ſolchem Falle gleichgiltig
wie man die konſtitutionelle Seite auffaßt eine Rechenſchaft zu
fordern ein Kontrollrecht auszuüben wozu wäre dann überhaupt
noch ein Parlament vorhanden wenn es nicht über die Gerechtig
t wachen hätte bei der Handhabung namentlich der Steuer
pfli

Was die öffentliche Meinung in der Sache erregt das iſt in
der Hauptſache dreierlei daß ein Gebrauch gemacht iſt von einem
behaupteten Dispenſationsrecht gerade gegenüber einer notoriſch
reichen Perſönlichkeit Laß dieſe Dispenſation erfolgt iſt zur Er
leichterung einer Rechtbildung welche an ſich ſchon ein Ausnahme
recht bedeutet und daß man von befreundeter Seite in der Preſſe
zu beſchönigen geſucht hat dieſe Dispenſation unter Berufung auf
die Verleihung des Freiherrntitels Jn der öffentlichen Meinung
verſteht man es wenn einem Armen der ohne Verſchulden einen
Defekt erlitten hat dieſer Defekt niedergeſchlagen wird Man
verſteht es in der öffentlichen Meinung wenn jemand von der
kontraktlichen Verbindlichkeit dem Staale gegenüber entbunden
wird in dem Falle wenn ſich die Vorausſetzung des Kontrakt
ſchluſſes in das Gegentheil verkehrt Aber die öffentliche Meinung
urtheilt ſtreng über die allgemeine Durchführung der Steuerpflicht
und man ſollte ſich freuen daß eine ſolche ſtrenge Verurtheilung
auf die man ſich ja jetzt gerade bei den neuen Geſetzen berufen
at e vorhanden iſt Man empfindet es ſchon als ein

ergerniß wenn Steuerbeſreiungen beiſpielsweiſe der Reichs
unmittelbaren fortbeſtehen ſelbſt auf Grund aller Titel und be
ſonderer Anſprüche Die Verfaſſungsurkunde ſagt Alle Preußen
ſind vor dem Geſetz gleich Sie beſtimmt noch weiterhin Be

gen in Bezug auf die Beſteuerung können nicht eingeführt
werden die beſtehenden ſollen abgeſchafft werden Das iſt keineWochen

ch
nicht geboten eine Berichtigung in der amtlichen Preſſe iſt u

Thatſache auch nicht erfolgt der ar ſauchen Bedeutung
demokratiſche Anſchauung die erſt das Jahr 1848 zur Geltung
gebracht hat Jn dieſen ſpiegelt ſich auch die Anſchauun
aus abſolutiſtiſcher Zeit wieder m Jahre 1810 wird die

t rochen als eine Forderung der nalüre
rwu reKoiten ihrer Mitbürger den öffentlichen Laſten iehen und

wir ſehen auch in der That daß die Steuerbehör in der
Praxis dieſe allgemeine Steuerpflicht oft mit Härte und Rück
ſichtsloſigkeit zur Durchführung bringen Es wird die Stempel
hinterziehung oft noch nach Jahren wieder hervorgeſucht Der
immobile Stempel wird erhoben ſelbſt wenn der Kaufvertrag
zurückgeht und es zu keiner Auflaſſung kommt die direkten
Steuern werden mit Pfändung beigetrieben Ein Arbeiter der
ein billigeres Brot über die Grenze holt und ſich nicht an die
vorgeſchriebene Zollſtraße hält oder keine Legitimation hat wird
mit Geldbuße oder vielleicht mit Haft beſtraft Es ſind nach der
Statiſtik des letzten Jahres im Reiche wegen Zolldefraudation
von Branntweinſteuer Brauſteuer Tabakſteuer überhaupt wegen
aller Zuwiderhandlungen gegen das Zollgeſetz 18,156 Perſonen
verurtheilt worden Der von dieſen Perſonen hinterzogene
Steuerbetrag macht nur insgeſammt 70,531 M aus und während
dadurch 18,156 Perſonen verurtheilt werden wird hier ein
höherer Betrag als der Geſammtbetrag dieſer 18,000 Prozeſſe
einfach im Wege der Gnade an eine Perſon die notoriſch zu den
Millionären gehört in einem Augenblick erlaſſen wo durch Erb
fall der Beſitz noch eine erhebliche Erweiterung erfahren hat
Zum Anlaß dient die Bildung von Fideikommiſſen Es wird
erleichtert durch dieſen Erlaß die Bildung eines Ausnahme
verhältniſſes von dem gemeinen bürgerlichen Recht Warum hat
der Geſetzgeber dieſe Bildung an die Hinterlegung eines Stempel
betrages gebunden Deshalb weil die Güter in dem Augenblick
nicht mehr zur Veräußerung gelangen und deshalb von dieſen
Gütern in alle Zukunft keine Ausſicht vorhanden iſt einen

mmobilverkaufsſtempel zu erheben Deshalb hat man eine
teuer darauf gelegt weil der Erbgang einer geringeren

Tarifirung unterliegt als der Erbgang von Gütern die nicht zu
Fideikommiſſen gehören Die Bildung von Fideikommiſſen iſt
aber nicht blos finanziell ſondern auch volkswirthſchaftlich mit
Nachtheilen verbunden Es werden dadurch Vorrechte verkündet
der Erſtgeborenen auf Koſten der nächgeborenen Geſchwiſter es
werden dadurch Komplexe der Veräußerung S zur
Folge haben daß es anderen Perſonen Bauern Arbeitern um
ſo ſchwerer fällt ſelbſt bei Fleiß und Sparſamkeit zu Grundbeſitz
zu gelangen weil die Zahl der verkäuflichen Grundſtücke dem
entſprechend gemindert wird Wir bedauern es lebhaft daß die
Beſtimmung der Verfaſſungsurkunde welche die Bildung von
Fideikommiſſen unterſagte nachher aufgehoben worden iſt Aber
wenn es auch zuläſſig iſt Fideikommiſſe neu zu bilden ſo ſollte
darum nicht ſelbſt diejenige Schranke thatſächlich neutraliſirt
werden welche ſelbſt der Geſetzgeber von 1822 errichtete Denn
wenn in dieſen Fällen es gerechtfertigt geweſen ſein ſollte einen
Stempel zu erlaſſen in welchen Fällen ſoll es denn überhaupt
noch künftig gerechtfertigt ſein einen Stempelbetrag zu erheben
Die Abſicht des Geſetzgebers wird alſo durch eine ſolche Praxis
in ihr gerades Gegentheil verkehrt

Dazu kommt noch daß bisher in der Preſſe welche den be
theiligten Perſonen beſonders befreundet iſt man die Sache zu
begründen verſucht hat unter Berufung auf die Verleihung des
Freiherrntitels Nun eine Namensänderung eine Ttrtel
veränderung wird doch niemand zutheil der derſelben wider
ſtrebt ſie wird doch nur ſolchen zutheil deren Geſchmacks
richtung ſie entſpricht die darin eine Ehre erblicken denen ſie
Freude macht Wenn wirklich an die Verleihung des Freiherrn
titels die Bedingung geknüpft ſein ſollte ein Fideikommiß zu er
richten wie in aller Welt kommt denn die Regierung dazu
die Erfüllung dieſer Bedingung auf Koſten der Staats
kaſſe zu erleichtern Jn vielen Kreiſen des Volkes blickt
man nicht allzu günſtig auf dieſe ſogenannten Erhebungen
in den Adels und Freiherrnſtand Denn wer ſeiner Eltern
und Vorfahren gern gedenkt hat keine Urſache eine Namens
veränderung zu wünſchen Sehr richtig links Jndeſſen
ſo lange es hier bei Aeußerlichkeiten verbleibt und dieſe Titel
verleihungen ſtehen auf derſelben Stufe wie Ordensverleihungen
oder Verleihungen von amtlichen Titein nun ſo denkt ſich
jeder das Seinige dabei wie verſchieden doch die Menſchen
organiſirt ſind und wie verſchieden die Jdeale ſind welche die
Bruſt ſchwellen Heiterkeit Ganz anders verhält es ſich aber
und eine ernſte Bedeutung bekommt die Sache in dem Augenblick
wo ſolche Namensveränderungen ſogenannte Erhebungen ſich ver
knüpfen mit Prätenſionen mit Anſprüchen wo man aus der
Verleihung des Freiherrntitels nun eine wirkliche Freiherrlichkeit
in Bezug auf die Stenerpflicht annimmt Heiterkeit links wo der
Freiherr glaubt eine größere Berechtigung als ſolcher darin zu
haben daß ihm bei der Verleihung dieſes Titels etwas erlaſſen
wird was andere zu bezahlen haben Einer ſolchen Anſchauungs
weiſe haben wir alle Urſache entgegenzutreten ſie widerſpricht
den Grundſätzen unſerer Verfaſſung wonach alle Preußen vor
De Geſetz gleich ſind und Steuervorrechte nicht ſtattfinden
ollen

Jch kann daher mein Urtheil nur dahin zuſammenſaſſen daß
in dieſem Fall ein Mißbrauch der Regierungsgewalt vorliegt
eine grobe Verletzung des öffentlichen Rechtsbewußtſeins Un
ruhe rechts Sehr wahr links Und wenn die Regierung nicht
im ſtande iſt die Sache ſelbſt in einem milderen Lichte erſcheinen
zu laſſen dann möchte ich wenigſtens die Hoffnung damit ver
binden Erklärungen zu hören nach denen wir erwarten dürfen
daß ſolche Vorkommniſſe ſich in Zukunft nicht wiederholen weil
ſie nicht geeignet ſind das Anſehen der Regierung und die
Autorität der Geſetzgebung zu erhöhen Lebhafter Beiſall links
Ziſchen rechts

Finanzminiſter Dr Miquél Die Frage des Antragſtellers
auf Grund welchen ausdrücklichen Geſetzes die Krone oder
die Staatsregierung ermächtigt ſei olche Stempelerlaſſe eintreten
zu laſſen kann ich ihm nicht beantworten Ein ausdrück
liches Geſetz welches generell der Krone ein ſolches
Gnadenrecht zuwieſe exiſtirt nicht und braucht auch
nicht zu exiſtiren für denjenigen der die Geſchichte des preußiſchen
Staates kennt Darüber kann kein Zweifel ſein daß die Macht
vollkommenheit der Krone vor Erlaſſung der Verfaſſung gänzlich
unbeſchränkt war und daß die Krone wenn ſie die Geſetzgebung
handhabte um ſo mehr berechtigt war in einzelnen Fällen Aus
nahmen in der Durchführung der Geſetze zu machen Noch un
zweifelhafter wird das durch den Jnhalt derjenigen Geſetze die
in dieſer Zeit erlaſſen ſind nach welchen dies Recht ausdrücklich
in der Art ſeiner Ausführung geregelt iſt So führt eine Regie
rungsinſtruktion vom 23 Oktober von 1847 in der es heißt
Erlaſſe von Steuern Domänen und anderen Gefällen dürfen

nur durch Unſere beſondere Genehmigung ſtattfinden nicht ein
neues Recht ein ſondern ordnet nur die Art und Weiſe der Aus
führung der Handhabung eines vorhandenen Rechtes Nun ſind
in Preußen die Rechte der Krone nicht erſt durch die Verfaſſung
entſtanden anerkannt und konſtitnirt wie in anderen Ländern

B in Belgien ſondern die Rechte der königlichen Gewalt ſind
veit be eblieben als ſie nicht durch die Verfaſſung be

ſchränkt ſind Sehr wie rechts Sie werden nun vergeblich
in der Verfaſſung einen Artikel ſuchen der das hier fragliche
Gnadenrecht auf eivilrechtlichem Wege aufhebt Es bedürfte alſo
keines ausdrücklichen Geſetzes um dieſes Recht hier ausdrücklich zu
beſtätigen oder neu einzuführen Dieſe Stellung der Regierung iſt
durchaus nicht neu ſondern unter allen Miniſterien ob konſervativen
oder liberalen ſeit 1850 konſtant feſtgehalten Niemals iſt dieſe Stel
lung dem Landtage verheimlicht der Landtag hat dieſes Recht der
Krone niemals beſtritten Stempelerlaſſe ſind nicht blos in dem ver
borgenen Jnhalt der Akten ſondern ſeit der Verfaſſung vielfach auch
in der Geſetzſammluug durch königliche Ordre angeführt und be
kannt gemacht und niemals iſt in der Preſſe oder im Landtage
irgendwie Widerſpruch erhoben Ja ſogar für Jnſtitute ſind
Stempelfreiheiten gegeben worden für eine Reihe von Bauten
für gemeinnützige Baugeſellſchaften uſw Jm Landtag wurde be

ſo weit beſtehen

reits 1858 ein Antrag eingebracht wegen Ermäßigung geradeſpeziell des Fideilomntſtenpeis von 3 auf 1 Prozent r in



der Kommiſſion wurde von den Gegnern dieſes Antrages aus
eführt da doch vielfach in beſonderen Fällen dieſe Ermäßigun

Stempels auf 1 Prozent ſtattfinde ſei eine ſolche generelle
S Regelung dieſer Frage nicht erforderlich hört hört
rechts
Oberrechnungskammergeſetzes von 1862 in welchem dieſes Recht
der Krone ausdrücklich beſtätigt werden ſollte was nach meiner
Meinung ſeitens der Regierung kein richtiges Vorgehen war wurde
in einer beſtimmten Weiſe die Exiſtenz dieſes Kronrechtes von
keiner Seite beſtritten Noch viel beſtimmter aber vertrat der
Abg Lasker als Berichterſtatter der Kommiſſionen für das jetzt
in Geltung befindliche Oberrechnungskammergeſetz im Jahre 1872
die Anſicht daß die Krone das Recht beſitze gewiſſe Dinge die
geſetzlich oder verfaſſungsmäßig geregelt ſind in einem beſtimmten
einzelnen Fall anders zu ordnen oder beſtimmte Verſtöße gegen
Geſetze gut zu heißen Es ſei die Anſicht der Kommiſſion daß
das Oberrechnungskammergeſetz eine Aenderung dieſer Befugniſſe
nicht herbeiführe Hört hört rechts Derſelben Anſicht pflichtete
der Miniſter Camphaufen bei Es iſt allerdings klar daß das
Oberrechnungskammergeſetz ſpeziell der S 18 für die ganze Be

e der Frage ganz irrelevant iſt Die Oberrechnungs
ammer der ja von allen ſolchen Erlaſſen oder Ermäßigungen

von Stempeln Kenntniß gegeben wird hat auch ebenſowenig wie
die dabei konkurrirenden Gerichte den geringſten Anſtoß genomnten
derartige Erlaſſe als vollkommen der Verfaſſung und dem Geſetz
entſprechend anzuerkennen Hört hört rechts Auch alle höheren
Landesgerichte namentlich das hieſige Kammergericht haben nie
mals den Verſuch gemacht einen auf dieſe Weiſe erlaſſenen
Stempel ihrerſeits einzuziehen wozu ſie doch ſonſt ſchuldig und
verbunden geweſen wären Die Oberrechnungskammer hat aber
geradezu in verſchiedenen Erklärungen z B in einem Schreiben
von 1875 ausgeſprochen daß ſie dieſe Auffaſſung theilt daß ein

arg Erlaß von Stempeln nicht Gegenſtand der Monitur
ein kann

Die Rechtslage iſt alſo folgende Zweifel beſtehen darüber nicht
daß wenn auf Grund des Gnadenrechtes der Krone irgend ein
Erlaß oder Niederſchlag einer konventionellen oder Zoll oder
Steuerſtrafe ſtattgefunden hat dies rechtsbeſtändig iſt keinen
Anlaß zur Monitur der Oberrechnungskammer bieten kann
folglich die Landesvertretung in dieſer Beziehung keinerlei Mit
wirkungsrecht beſitzt Anders wäre es wenn ſich dieſe jnſti
fizirenden Ordres beziehen würden auf die Monituren der Ober
rechnungskammer dann würde die formelle Seite in den Vorder
grund treten So liegt die Sache aber nicht ſondern hier kommt
die materielle Seite dieſe Handhabung der Kronprärogative allein
in Betracht und daher erkläre ich ſowohl für mich per
ſön lich als im Namen der Regierung daß das Necht
der Krone auf Grund welches dieſe Erlaſſe ſtatt
gefünden haben durchaus unanfechtbar und über
jeden Zweifel erhaben iſt Beifall rechts

Es iſt ja gewiß anzuerkennen daß ein ſolches Kronrecht nur
ehandhabt werden wird und ſoll als ein wirkliches Gnadenrecht

ie das Begnadigungsrecht auf dem Gebiete des Strafrechtes
natürlich nicht dahin führen kann und wird gewiſſermaßen für
beſtimmte Vergehungen das Strafgeſetzbuch außer Kraft zu ſetzen
ſo wird auch auf dem civilrechtlichen Gebiete ſtets nur mit Rück
ſicht auf die beſondere Beſchaffenheit des einzelnen Falles von
einem ſolchen Recht Gebrauch gemacht werden und iſt auch
immer nur in dieſem Sinne Gebrauch gemacht worden Anderer
ſeits iſt der Wunſch berechtigt ſo weit eine ſolche Regelung über
haupt möglich iſt ſie durch beſondere Geſetze welche den Zweck
haben die Rechte des Landtags in dieſer Beziehung vollſtändig
klarzuſtellen und jeden Zweiſel und jeden Konſlikt auszuſchließen
zu regeln So lange es aber nicht gelungen iſt derartige Geſetze
mit dem Landtage zu vereibaren wird der Landtag auch objektiv
das Beſtehen der Rechte der Krone einerſeits nicht blos anerkennen
müſſen ſondern auch in ſeinem eigenen Jntereſſe anzuerkennen
woöhlthun Ob es demgemäß einmal gelingen wird über dieſe
Fragen mit dem Lande eine Verſtändigung herbeizuführen das
wird die Zukunft lehren

Hiermit glaube ich genügend nachgewieſen zu haben daß die
Rechtsfrage aus dem Spiel zu bleiben hat und ich frage mich
dann welche nähere Frage könnte hier zweckmäßig zur Verhand
lung ſtehen Jch füge noch hinzu daß die weit überwiegende
Mehrzahl aller anerkannten Rechtslehrer in dieſer Beziehung
ars auf demſelben Boden ſteht wie ich von Rönne und Zachariä
is Mohl Sie begründen und bezeichnen es verſchieden Die

einen bezeichnen es als ein eigentliches Gnadenrecht auf civil
rechtlichenm Gebiete die andern als einen Ausfluß der Aufgabe h
der Krone die Geſetze zur Ausführung zu bringen Jn der
Sache ſelbſt ſind ſie einig Wenn wirklich einmal ein Kompta
bilitätsgeſetz zwiſchen der Regierung und dem Landtage zur Ver
einbarung gelangt ſo würden Sie ſich ſelbſt überzeugen daß
eine große Verwaltung namentlich eine große Staatsverwaltung
ohne ein ſolches weitgehendes diskretionäres Recht der Exekutwe
gar nicht gedacht werden kann Sehr richtig rechts Daher
iſt es vielleicht ganz richtig wenn Mohl ſagt es ſei ein integri
render Theil derjenigen Aufgaben welche in der Ausführung der
Geſetze liegen

Nun ſteht die Sache ſo Handelt es ſich hier wirklich um ein
Recht der Krone im einzelnen Fall ſo würde die Vorlegung der
einzelnen Fälle vor dem Landtage nothwendig nicht blos zu einer
Kritik ſondern zu einer Kritik ohne Unterlage ſeitens des Land
tages führen wenn ich nicht die Geſammtakten die ſich auf jeden
einzelnen Fall beziehen anführen würde Sehr richtig rechts
Daß das nicht erwünſcht ſein kann daß beiſpielsweiſe wenn eine
ſolche Anforderung geſtellt würde in Bezug auf die Ausübung
des Begnadigungsrechts im Strafrecht jeder von vornherein

n würde darauf kann ſich die Regierung unmöglich einlaſſen
daß aber hier die Sache im weſentlichen ebenſo liegt das haben
Sie mir kaum beſtreiten können Hieraus reſultirt der Entſchluß
der Regierung Sie zu bitten den ganzen Antrag abzulehnen
Denn die Theile 4 ſtehen in einem unzertrennlichen Zuſammen
hang Wenn es ſich lediglich darum handelte Material zu be
kommen für einen Geſetzentwurf über die Fideikommiſſe ſo wäre
ja an und für ſich der Antrag 1 und 2 unbedenklich Aber alle
vier Anträge haben ja denſelben Charakter Es würde lediglich
die Ausführung dieſes Antrages Material zur Kritik der Aus
übung eines Kronrechts geben

Wenn ich mich ſo des Eingehens auf die Fälle im allgemeinen
enthalte ſo halte ich mich doch für verpflichtet da ein früherer
Miniſter der noch Kollege meiner jetzigen Kollegen geweſen iſt
hier in der Weiſe angegriffen wurde daß ſeine Handlungsweiſe
gewiſſermaßen als unmoraliſch charakteriſirt wurde noch ein Wort
perſönlich hinzuzufügen Der Antragſteller hat nämlich einfließen
laſſen daß der Erlaß des Fideikommißſtempels bei dem Staats
miniſter Freiherrn von Lucius ein ſo bedenklicher ſei als der
Ausſchlag im Miniſterrath dafür gegeben ſei durch einen Miniſter
dem ſelbſt ſolche Erlaſſe zutheil geworden Dagegen möchte ich
von vornherein bemerken daß Fragen dieſer Art überhaupt im
Staatsminiſterium nicht zur Beſchlußfaſſung gelangen und auch
in dieſem Falle iſt es nicht geſchehen ſondern es haben dabei
mitgewirkt die Miniſter der Juſtiz und der Finanzen Es kann
alſo von einer Beſchlußfuſſung des Staats miniſteriums überhaupt
nicht die Rede ſein Wenn der Antragſteller dann von einem
Betrage von 100,000 M geſprochen hat ſo iſt auch dieſes irrig
denn es handelt ſich thatſächlich nur um einen Erlaß von etwas
mehr als 30,000 M Der Antragſteller hat den Antrag in Ver
bindung gearact mit dem Hergang der Standeserhöhung welche
der Miniſter der Gnade des hochſeligen Kaiſers Friedrich ver
dankt Dieſe Standeserhöhung war aus der höchſteigenen Jnitia
tive des Kaiſers ergangen und es war dabei von vornherein zu
erkennen gegeben daß der Titel übergehen möchte auf die Erben
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Auch bei den Verhandlungen über den Entwurf des h

und daß dazu die Bildung eines Fideikommiſſes erforderlich iſt Dadurch kann ſie
Nun Wrde ausdruckich dem Miniſter ohne errang Leſer d de Autoritäten
Kugedeeehee taxgebühren und

aiſers Frie rlie deiermit in unmittelbarer Verbindung ſtehende Fideikommißbildun
in gleicher Weiſe behandelt würde Der Miniſter iſt auch ſtet
des Glaubens geweſen daß das der Willensmeinung des Kaiſers
Friedrich in jeder Weiſe entſpreche ſonſt würde er die Jnitiative
nicht ergriffen und den Erlaß nicht ratifizirt haben Beifall
rechts Wer die Sache objektiv beurtheilt der wird wenn er
auch ſonſt in ſeinem ſubjektiven Empfinden in einem ähnlichen
Falle anders gethan haben würde von einer unmoraliſchen Hand
lungsweiſe keineswegs ſprechen Sehr rrichtig rechts Jch
glaube es wird das Richtige ſein für alle Theile namentlich auch
für die Stellung des Landtags den Antrag ſo wie er geſtellt
iſt abzulehnen Beifall

Abg Schumacher freik Es handelt ſich hier lediglich üm
die Frage ob die Krone zum Erlaß berechtigt war Jm Nam
meiner politiſchen Feunde erklären wir daß wir auf dem Stand
punkt der Staatsregierung ſiehen ſehr richtig rechts Es
handelt ſich um eines der weſentlichſten Rechte der Krone Es iſt
doch wunderbar daß diejenige Partei deren beredteſter Vertreter
ſich vorgeſtern bei der Beſprechung der Landgemeindeordnung als
den Wächter der Krone darſtellte heute in dieſer Weiſe gegen die
Rechte geſprochen hat Beifall rechts Durch die Aufzählung der
Rechte der Krone in Art 3 der Verfaſſung ſind dieſe Rechte nicht
erſchöpft Die Rechte der Krone haben beſtanden vor der Ver
faſſung und an dieſen Rechten wird nichts geändert wenn es nicht
in der Verfaſſung ausdrücklich ausgeſprochen iſt Die Mitwirkung
des Landtages iſt bei ſolchen Erlaſſen um ſo weniger nothwendig
als es ſich hier um Einnahmen handelt und der Landtag ein
Einnahmebewilligungsrecht nicht hat Wenn auch der Landtag
dieſes Recht für ſich beanſprucht hat ſo iſt es ihm nicht gewährt
Unterſtützt wird meine Anſicht noch durch Art 101 der Verfaſſung
Auch Art 49 der Verfaſſung wo die Ausnahmen von dem
Begnadigungsrechte der Krone aufgezählt ſind enthält keine Be
ſchränkung in dieſer Beziehung Es hat auch bisher öfter ein
ſolcher Erlaß ſtattgefunden ohne daß ein ſolches Geſchrei wie jetzt
darüber erhoben worden iſt Wenn wirklich eine Aufregung dar
über im Volke vorhanden iſt ſo iſt ſie künſtlich hervorgerufen
durch das Geſchrei des Antragſtellers und ſeiner Partei Es
würde nicht der Würde des Hauſes entſprechen wenn wir eine
Regierungshandlung des hochſeligen Kaiſers Friedrich der im
wahrſten Sinne des Wortes ein Liebling des Volkes war hier
einer Kritik unterzögen Jch bitte Sie deshalb den Antrag ab
zulehnen Beifall rechts

Abg Dr Franke Tondern natl giebt zunächſt eine Darſtellung
der Vorgeſchichte des Geſetzes über die Errichtung von Fidei
kommiſſen Die Nothwendigkeit zur Bildung ſolcher Güterkomplexe
hat ſich innerhalb der Regierung erſt nach den Befreiungskriegen
herausgeſtellt als der Adel ſich in beſonders ſchwierigen Verhält
niſſen befand und ſein Beſitz immer mehr im Schwinden begriffen
war Vor 1848 war es allgemein Brauch den Fideikommißſtempel
zu erlaſſen und den Betrag der eingegangenen Stempelſteuern
nicht in die Staatskaſſe fließen zu laſſen ſondern zu milden Zwecken
zu verwenden Die Bildung von Fideikommiſſen iſt verſtärkt
worden nach Gründung des Herrenhauſes in welchem der alte
befeſtigte Grundbeſitz eine große Anzahl der Mitglieder ſtellt
nachdem man die Erfahrung gemacht daß der alte befeſtigte
Grundbeſitz nicht ſo ſtark ſei wie es wünſchenswerth erſchien
Der Staat gewährt oft Nachläſſe nicht bloß bei Kontrakten
ſondern auch bei Zöllen Es handelt ſich bei dieſen Nachläſſen
nicht um ein Gnadenrecht ſondern um einen Akt der gewöhn
lichen Vermögensverwaltung Wir ſind daher nicht in der Lage
mehr zu thun als wie heute über dieſe Akte eine Diskuſſion
herbeizuführen denn die Verantwortlichkeit der Miniſter beſteht
bei uns nicht Freilich ſind wir nicht der Meinung daß ſolche
Erlaſſe gut ſeien und ich möchte das Erſuchen an die Regierung
ſtellen von der Praxis des Erlaſſes des Fideikommißſtempels in
Zukunft Abſtänd zu nehmen Wir wiſſen ja daß die Regierung
bona fide gehandelt hat Aber wir haben den Wunſch daß ſolche
Thatſachen uns jährlich mitgetheilt werden damit wir eine Kon
trolle haben Es erſcheint uns nothwendig um Decharge ertheilen
zu können daß eine ſolche Nachweiſung mitgetheilt wird

Wir werden gegen den Antrag Richter ſtimmen weil uns
an der Namhaftmachung von Perſonen aus den vom Finanz
miniſter angeführten Gründen nicht gelegen ſein kann Es beſteht
eine ſiebzigjährige Uebung nach der die Fideikommißſtempel über
aupt erlaſſen worden ſind wenn ſie irgendwie hinderlich ſich

erwieſen für die Fideikommißbildung Da haben wir weiter kein
Jntereſſe auch die einzelnen Namen zu erfahren ſondern es ge
nügt uns die Konſtatirung dieſer Uebung vollſtändig Wir richten
aber an die Regierung das Erſuchen dieſe Uebung in Zukunft
abzuändern und zweitens uns ein Komptabilitätsgeſetz vorzulegen
Wenn wir Unterſtützung bekommen würden wir das ſchriftlich
beantragen

Abg v Rauchhaupt konſ Wir ſind keine Gegner der Fidei
kommiſſe wir halten ſogar die Gründung von Fideikommiſſen für
die einzige Möglichkeit einen unabhängigen unverſchuldeten Grund
beſitz zu erhalten und zu ſchaffen Herr Richter hat ſeine Ab
neigung gegen Fideikommiſſe neulich im Reichstage nicht in der
ſelben Form ausgeſprochen Da erklärte er ausdrücklich er habe
alle Achtueg vor den alten Geſchlechtern die auf dem ererbten
Grund und Boden ſitzen uſw Damals hat er ſich für den alten
ererbten und auch befeſtigten Grundbeſitz ausgeſprochen Wider
ſpruch des Abg Richter Wir ſind Freunde des befeſtigten
Grundbeſitzes und der Fideikommiſſe und wollen an dem Rechte
der Krone Fideikommißſtempel zu erlaſſen nichts ändern Auch
gegen den erſten Theil des Antrags Richter müſſen wir ſtimmen
obgleich uns ein Nachweis über die in der letzten Zeit er
folgte Gründung von Fideikommiſſen ja erwünſcht ſein könnte
weil er mit dem zweiten Theil des Antrages zu eng
verknüpft iſt Es würde dadurch eine Kritik und Kontrolle über
die Kronrechte herbeigeführt werden in einer Form die wir in
dieſem Hauſe nicht geübt wiſſen wollen
Herr Francke meint eine alljährliche Kenntnißnahme des Hauſes
über Erlaſſe m würde zu einer völligenKlärung führen Wenn wir es mit einer ſo loyalen Kritik zu thun
hätten ſo würden auch wir unſer konſtitutionelles Recht üben
auch nicht durch die Miniſter kontraſignirte Akte zu prüfen Aber
wir fürchten und ſehen aus dem Antrag Richter daß er lediglich
Agitationszwecke verfolgt Feyr wahrl rechts Wir glauben
nicht daß es erſprießlich iſt die einzelnen Gnadengkte der Kritik
des Hauſes zu unterziehen weil das verfaſſungsmäßig der Krone
allein zuſteht Man kann ja einen ſolchen Fall wie heute zwar
zur Sprache bringen der Erfolg einer ſolchen Diskuſſion iſt aber
nicht ein Vortheil für die Krone deswegen werden wir gegen den
Antrag in ſeinen drei Poſitionen ſtimmen

Abg Dr Windthorſt Jch kann die Bildung von Fidei
kommiſſen meinerſeits durchaus nicht tadeln ſondern halte ſie wirth
ſchaftlich und politiſch in einem monarchiſch konſtitutionellen Staate
für erwünſcht wegen ihrer vollen Unabhängigkeit nach oben und
nach unten Ich halte es daher nicht für korrekt daß man durch
einen übermäßigen Stempel BZuſtimmung rechts dieſe Bildung zu
ſehr erſchwert hat Man ſollte ſie nicht mehr erſchweren als
Geſchäfte überhaupt

Die Erörterung dieſer Sache hier im Hauſe war aber eine
abſolut gebotene Nur auf dieſem Boden einer ruhigen Erörterung
waren die Nebel zu zerſtreuen welche außerhalb des Hauſes ſich
erhoben hatten Dieſelbe würde ſonſt in einer Weiſe fortgeſetzt
werden die vielleicht nachtheiliger würde als irgend ein
Wort das vielleicht unbedacht geſpro worden iſt Jedeöffentliche Autorität muß ſich die öffentliche Kritik gefallen laſſen

ertheilt und man nahm natürlich an daß die i
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nur gewinnen Jch ſehe ſtets voraus daß d
beſtem Gewiſſen handeln und wenn
dieſe Autorität ſelbſt veran daß

dargelegt wird wie die Dinge ſich verhalten damit das
e Vertrauen nicht erſchüttert wird Gerade in dieſer

öffentlichen Behandlung beruht die Geſundheit der Verhältniſſe in
igland Die Angelegenheit iſt mir jedoch etwas zu einſeitig zur Dis

kuſſion gebracht Es kann ſcheinen als ob es ſich hier nur um
einen einzelnen Fall um eine einzelne Perſönlichkeit handelt
urtheile über einen ſolchen einzelnen Fall nicht weil dazu z
die desfallſigen Akten vorgelegt werden müßten betracht
es generell was wir hier zu behandeln haben und dafür genügt
es mir z wiſen daß in einer ganzen Reihe von Fällen der Fidei
kommißſtempel erlaſſen oder ermäßigt worden iſt und ich halte es
für unzuläſſig einen beſonderen Fall der Kritik zu unterziehen
Jedenfalls hat der Finanzminiſter klargelegt daß dieſer Fall nicht
anders liegt wie alle andern Aber es mag ja immerhin etwas

Pikantes haben wenn man Erörterungen dieſer Art an die Perſon
eines Miniſters knüpft Heiterkeit Das mag aber auch für die
Miniſter eine Mahnung ſein ſehr vorſichtig zu handeln denn es
wird ihnen ſchon genug Unbegründetes an den Rock gehängt
Jch habe dies hervorgehoben weil ich es dem Andenken des

annes der hier beſonders hervorgchoben worden iſt der mein
olitiſcher Gegner geweſen iſt ſchuldig zu ſein glaube Ein be
onderes Intereſſe hat für ihn nicht vorgelegen Jch theile dann

vollkommen die Anſicht des Abg Francke daß es wünſchenswerth
wäre wenn wir eine Nachweiſung über ſolche Erlaſſe bekämen
Das eigentlich Richtige wäre freilich den Stempel richtiger zu
reguliren Sehr richtigh Der Zweck des Antrages dieſe An
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gelegenheit zux Erörterung zur bringen iſt ja erfüllt Jch würde
beantragen den Antrag Richter an eine Kommiſſion zu verweiſen
um die Rechtsfrage zu erörtern wenn ich glaubte einen ſolchen
Antrag durchſetzen zu können Für mich iſt unzweifelhaft ſiber
daß die Staatsregierung bei dieſen Erlaſſen in der vollſten Ueber

n von ihren Machtbefugniſſen gehandelt hat Aber es iſt
ringend wünſchenswerth daß die höchſten Jnſtanzen des Staates

ihre Anſchaunngen mit den konſtitutionellen Anſchauungen in
ſichereren Einklang bringen als es jetzt der Fall iſt Es handelt
ſich hier nicht um ein Gnadenrecht Das Gnadenrecht iſt ein
unumſchränktes unantaſtbares Aber die Frage wie man bei der
Vermögensverwaltung zu handeln hat iſt etwas Konſtitutionelles
da können keine Beſchränkungen eintreten und das wird uns durch
dieſe Erörterung nahe gelegt Es müßte uns ein Geſetz vor
gelegt werden in dem dieſe Frage geregelt wird Die Staats
regierung wird viel weniger in die Lage einer ſolchen Diskuſſion
kommen wenn die Betreffenden immer wiſſen es wird die Sache
vor der Oeffentlichkeit behandelt und darum ſchließe ich mich den
Anſchauungen an daß man uns über dieſe Erlaſſe Mittheilungen
macht ja ich würde ſogar wünſchen daß jeder derartige Erlaß
im Staatsanzeiger veröffentlicht wird Es iſt für alle Theile
das Beſte wenn man im Sonnenſchein exerzirt exerzirt man am
richtigſten

Inzwiſchen iſt ein Antrag Francke eingegangen erſtens die
Regierung aufzufordern von der bisherigen Praxis der Bildung
der Fideikommiſſe durch Erlaß der Stempelſteuergebühren Ab
ſtand zu nehmen und zweitens dem Landtage möglichſt bald
ein Komptabilitätsgeſetz vorzulegen

Darauf wird die Diskuſſion geſchloſſen
Jn ſeinem Schlußwort führt
Abg Richter Für uns ſind Kronrechte wie Volksrechte nicht

um ihrer ſelbſt willen da ſondern um des allgemeinen Jntereſſes
willen Deshalb treten wir für die Erhaltung der Kronrechte ein in
der Frage der Landgemeinde Ordnung deshalb ſind wir gegen
die Kronrechte welche abſolutiſtiſch und nur ſchädlich ſind nach
dem Satz Vernunft wird Unſinn Wohlthat Plage Wenn
heruntergekommene Landbeſitzer durch Fideikommiſſe geſchützt
werden ſo iſt das eine allgemeine Schädigung zu Gunſten einer
Minorität Abgeordneter Gneiſt meinte einmal in Bezug auf
England die Fideikommiſſe führen zur Leichtfertigkeit ſie erziehen
ein Geſetz das das Ernſte frivol das Frivole ernſt behandelt
Das gilt auch von Deutſchland Wenn die Ausführungen des
Miniſters Dr Miquel zutreffen wie erklärt es ſich dann daß in
der Verfaſſung die Rechte des Königs normirt ſind und dieſelbe
ausdrücklich von dem Rechte der Begnadigung ſpricht Beifall
links Zahlreiche Staatsrechtslehrer ſprechen eine dem Herrn
Minſſter Dr Miquél ganz entgegengeſetzte Meinung aus Die
Berufung des Miniſters auf Fälle in den ſechziger Jahren be
weiſt doch nichts Wie iſt man in jenen Jahren mit der Aus
legung der Verfaſſung umgeſprungen Der Miniſter ſpricht dann
von den Verhandlungen der Kommiſſion von 1872 die Berufung
auſ den Abg Lasker trifft nicht zu denn dieſer wolle das Recht
der Amneſtie nur innerhalb der verfaſſungsmäßigen Grenzen
Herr Migquél meint eine ſolche diskretionäre Gewalt braucht
eine große Staatsverwaltung Auch das iſt nicht richtig denn
das Deutſche Reich kennt ja dergleichen nicht Abg Schumacher
hat von dem Kaiſer Friedrich und von der ihm gebuhrenden
Rückſicht geſprochen Jch hätte gewünſcht dieſe Ruckſicht hätte
dahin geführt vom Kaiſer Friedrich überhaupt nicht zu ſprechen
Der Stempelerlaß war auch nicht wie Abg Schumacher meinte
ein Regierungsakt Kaiſer Friedrichs ſondern iſt erſt ſpäter auf
Jnitiative des Miniſters v Lucius erfolgt Wir verlangen nicht
Einſicht in alle Akten wir wollen nur das Material zur generellen
Prüfung der Sache Abg Windthorſt meinte die Debatte hade
gewiſſe Nebel zerſtreut Jch glaube das Einzige was richtig ge
ſtellt iſt iſt die Angabe der Summe die erlaſſen worden iſt
Alles Andere iſt ſo geblieben wie wir es behauptet haben Jch
bleibe auch dabei daß in dieſem Falle die Meinungs
äußerung des Fürſten Bismarck die von ihm auf
ſchriftlichem Wege aus Friedrichsruh eingeholt worden
iſt ausſchlaggebend geweſen iſt Abg Windthorſt ver
zichtet darauf den Antrag auf Kommiſſionsberathung zu ſtellen
Warum ſo ſchüchtern Geiterkeit Was Sie wollen wird doch
angenommen Heiterkeit Wenn heute über unſeren An
trag zur Tagesordnung übergegangen wird ſo trägt Herr
Windthorſt die Verantwortung Die Sache iſt ſehr ernſt wir
wollen zeigen daß derartige Begünſtigungen nicht nothwendige
Konſequenz der heutigen Geſellſchaft ſind Beirfall links Den
erlaſſenen Betrag können wir nicht mehr einziehen laſſen die
würdigſte Löſung die Rückzahlung der erlaſſenen Summe durch
den Betreffenden wird wohl nicht erfolgen Heiterkeit Jeden
falls wird die heutige Diskuſſion das Gute haben daß wirkli
Adlige die nach dem Satz noblesse oblige handeln in Zukunft
derartige Begünſtigungen nicht beanſpruchen werden Beifall
links Ziſchen rechts

Hierauf wird der Antrag des Abg Francke die Regierung
möge fortan von Steuererlaſſen bei Fideikommiſſen Abſtand
nehmen abgelehnt der Antrag auf Einbringung eines Komptabili
tätsgeſetzes gegen die Stimmen der Konſervativen angenommenDer Antrag Richter wird gegen die Stimmen der Freiſinnigen
und des Abg Desbach abgelehnt

Es folgt die Berathung des Abg Richter betr a
von Ueberſichten über die Zahl der dienſtfreien Tage
Stations Strecken Fahr und Werkſtätten Perſonals der
Staatseiſenbahnen und über die Zahl und Einkommensverhältniſſe
der diätariſchen Beamten der Eiſenbahn Verwaltung

Abg Richter Mein Antrag will keineswegs dem Eiſenbahn
miniſter der ja in der Frage der Alterszulagen vorangegangen
iſt einen Vorwurf machen er will vielmehr den Standpunkt der
Regierung in dieſer Jigg ſie Die internationale arwadn

ert e ei

konferenz hat rn t daß die Eiſenbahnbeamten jeden
Sonntag dienſtfrei ſein ſollen auch die Kommiſſion im
tage hat ſich in gleichem Sinne ausgeſprochen Gleichwohl ge

CGortſetzung in der 1 Beilage
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Von heute ab
ſtehen feine fette ſowie große und kleine
magere Futterſchweine ſeine engl Raſſe
zum Verkauf im Goldenen Pflug in Halle

Teichen und Mal Unterricht
im igürl n landschaftl Fache ertheilt Damen u Herren Albrechtstr 16b II
Anmeld zud am Dienstag u Freitag Vorm 10 12 statttind Damencirkel w jederz ang

Kunstwaler Hans Knoechl aus Nünchen Hans Knoechl aus München

pir Imlau s Gelundheits Corſek

Victoria

S

Geſetzlich geſchützt
VictorigCorſet entſpricht allen hygieiniſchen Anforde

Unübertrefflich bequem im Sitz ver
der Kleider

Jhlau srungen in vglltommenſtet Saſſe re
ht ſchöne Figur und bedingt eleganten Sie Die Athmung iſt frei und nicht behindert die Verdanungs

organe werden nicht gepreftt das Binden der Röcke wird
üſſigver aſſaieitchtige ſchwächliche magenleidende Damen unentbehrlich

Für Geſunde geſund erhaltend
Zu beziehen von

W G Neumann Verliner Corſetfabrik
Halle aS Gr Ulrichſtraße 12

Bei Beſtellung Taillenumfang über das Corſet gemeſſen angeben
n Bitten genan auf Firma und Sausnnmmer zu achten

Ein verehrl Publikum mache
ich darauf anſmerkſam daß ich dasn Jnſtaudhalten

der Telegraphen
und Telephone

nach Uebereinkommen beſorge

i Herm Lindt

Wertſtätte

für Haustelegraphen
und

9 Telephon Anlagen

a Ganz beſonders eignet
Lolet Verfahren für Fabriken

Hotels u ſ w

es e eI Blau s Frucht Conserven Fabrik
Gegründet 1843 en detail

e eReuftadt K Möbelmagnazin a d Norißkirche
von

HEefnnrücla Schrei
empfiehlt ſein groſzes Lager einfacher eleganter und ſtylgerechter Möbel
und Polsterwaaren ſowie completer Zimmereinrichtungen

Eigene Fabrikation Billigſte Preiſe
Tag Fohulden Pinziehungy u Auskunfts Bureau
orsicht e Schmeerstrasse 31 I

PFiir Jede Haushattaeng
cäesserst prakesch nd beqeem

Wohl selten hat eine Erßöndung in der Tischfabrikation eins so grosse Um

en gres
Jnh Otto Blau Gr Ulrichſtr 57

empfiehlt den geehrten Herrſchaften ſeine vorzüglichſt eingemachten
Vrüchte zum billigſten Einkauf

Preislisten post und Kostenfrei

h

i wälzang hervorgerufen wie Ausziehtisoh ohne ZinI der Speisetis ch Fatent Ruscheweyh legeplatten, Im Laufe von
S 10 Jahren haben bereits über 20 Tausend Ruscheweyhtische weiſteste Ver

14 PreismodaillenS bieitung und grösste Anerkennung gefunden 1 Staatsmeäaille

J S r 4
Jeder h h z h 665 weiss dessen Solidität ma

I Besitzer eines An ewey lisc 88 überraschende Bequem

lichkeit zu schätzen
Da in den letzten Jahren viele Nachahmungren in den Handel gebracht

I worden sind welche darauf basiren einen äusserlich ähnlichen jedoch auf Kosten
S der Solidität ganz un vollkommen construirten Tisch um einige Mark billiger zu liefern so

sind wir um das Publikum vor Ankauf geringwerthiger Nachahmungen zu schützen
e öthigt darauf aufmerk 6 an deren Seie ehe er RusoheWweyhüseh e e eZarge die cingebrannte

Schutz D R P 3723 trägt auf deren Vorhbandenmarke nRuschewey sein man gefälligst achten wolle
Wir sind die alleinigen Fabrikanten der Ruscheveyhtische und wird dasverehrliche Publikum in seinem eigenen Interesse gebeten uns von etwaigen Tauschungen

Kenntniss geben zu wollen Mehrere Prozesse sind bereits eingeleitet
66 Speisetische ohne EinlegeplattenUnsce Ruscheweyhlische S durch al meisten soliden

j Möbelhandlungen zu beziehen ebenso unsers patentirten Spieltische D B P 30,794
h velehe sich vermöge ihrer sinnreichen Construction und ihres eleganter Aeusseren ebenJ falls grösstor Beliebtheit erfreuen

Schlesische Holzindustrie Gesellschaft
Fusoheweyh 3 Sohwilt in Langenöls Ge 2Alle Sorten Darme

geſalzen und trocken Majoran Wurſtſpeiler Pavier t
ſämmtl Gewürze Maſchinen und Geräthe für Fleiſcherei

Halle a SKlausſtraße 13G Höpfner s Barmh u

ſich S

RRen el Spe
Halle a Marienſtraße S

J empſiehlt ſein Fabrikat und Lager von feuer
und diebesſicheren Geldſchränken mit
Stahlpanzer u Patentſchloß mit dargethauer

größter Feuerprobere or Einrichtungen ausgeführt für BankJ Caſſetten zum An u Abſchließen
Copierpreſſen ganz von Schmiedeeiſen

Angorafelle
erhielt neue Zusendung

Billige Brüssel Teppiche
vom Stück zusammengesetzt

sowie einen Kleinen Posten Jacquard Teppiche
zu herabgesetzten Preisen empfehle

P A Schutz Halle as
Leipzigerstrasse 8788

Medaille

uſtitute und Pa

Halle a d Lindenſtraſte
empfiehlt fener u diebesſichere

Geld und Bücher Schränke
mit Stahlpanzer in nur bewährter

Ausführung desgl Caſſetten complette
Treſor Einrichtungen für Banken

Chr Bötticher

Jlluſtr Preisliſten franco

Habe mich hier zur Ausübung der
ehe und chirurgischen Praxis

nicdergelassen

Guido Pickert
examin prakt Vertr der argnedogen

Heilweise früher Assist d Hrn Sanitäts
rath Dr med Meyner in Chemnitz

Halle a/SGrosse Steinstrasse 42 II
Sprechzeit täglich mit LEinschluss

der Festtage von 9 11 Uhr Vorm
Unentgeltliche Sprechstunde für notorisch
Arme täglich von 11 12 Uhr

ianos Harmoniums
zu PVabrikpreisen Theilz 15jähr
Garantie
willigt
stehen zu Diensten

Preisliste und Zeugnisse

Kein Huſten mehr
Kein Geheimmittel

Die unſchätzbare wohlthätige Wirkung
der Zwiebel der bereits Tauſende ihreWiederherſtellungbeisſSuſten Hals
und Bruſtleiden auch Athemnoth
verdanken findet ein glänzendes Zeugniß
bei dem Gebrauch der berühmten ärzt
lich empfohlenen Karl Koceh ſchen
Zwiebelbonbons Allein Erfi nder
und Fabrikant iſt Karl Koch Jn Beu
teln à 30 und 50 Pfg zu bei

Karl Koch Herrenſtr 1u in den Apotheken ferner beiden Herren

elmbold Co Leipzigerſtr
on Kauffmann am MarktRock Lorenz Gr Steinſtr

G Kuhnke Thurm u Lindenſtr aOtto Seeger Magdeburgerſtr 45
G Ofwald Geiſtſtraße 36Daniel am Frchrichdlat
S Teonhardt Reilſtr 5
A Steinbach z dler Drogerie

nigſtraße 16
Kaiſer Schmeerſtraße 24

Ludwig Mangsfelderſtraße 7
P A Patz Gr Ulrichſtraße 10
Alb Schlüter Nachf Georg Uber

Gr Steinſtraße 6
Jn Giebichenſtein A Reichardt jr

Carl Koch s berühmter Nähr
zwieback bildet den Kindern geſundes
Blut ſtarken Knochenban und ſchütztvor den Kinderkrankheiten Dieſelben
ſind zu haben bei Carl Koch
Herrenſtr 1 und in den bekannten
Verkaufsſtellen

Giftweizen
zur ſicheren Mäuſevertilgung empfiehlt
Prnst Jentzweh Leipz Str 31

Für Gärtner u Guksbeſitzer
Guten Pferdedünger

empfiehlt in Waggonladungen ab Leip
zig billigſt

Gustav Prautzsch

Kö

Vr Rolle Fr Rhaesa
Bettfedern ſertige Betten

einpfiehlt

Leipzig Lindenan,

Froo Probesendmng be

Piano fabrik
Georg Hoſſimann Komman
dantenstr 20 Berlin sSW 19

1

A Giehler
Atelier für Künstl Zahnérsatz

und Plomben ete
Leipzigerstrasse Mr 9

gegenüber der Ulrichskirche

Dr E Ludwig s Buch
Heilung v Gicht u Rheumatismus

iſt gegen von 2 Mark zu be
ziehen durch Contag Cie Leip
zig ſowie durch jede Buchhandlung

Hunderte von Anerkennungsſchreiben
liegen vor

T eKölner Dombauloose
Ziehung 23 Febr

Nur Geldgew Hauptgew A 75,000
à 3330 incl Porto u Liſte bei

Eberhard Vetzer Gen Agt
t ar

ſudüo nnd
Jugenäschönheit

zu erhalten und wieder zu erlangen
Wer also den Reizderschönheit nicht ent
behren will wende die durch nichts übertr
TürkischeRosenmilchit
und Rosenmileh Seiſe 18tücks0Pk

von Leonhardt Krüger Dresden
an Wirkung grossartig

Gebrauchsanweisung ist beigegeben
Nachalhmungen weise man zurück
In Halle zu haben bei I Walts

gott Paul Evers Gebr Keller
Nachf C Kaiser Schmeerstrasse
Gi Osswald Geiststrasse Ernst
Jentzsch Leipzigerstrasse Giesehw
Ising Geiststrasse u Leipzigerstrasse
A Thomas Steinweg

Lehmann s
Ducalyptolbonbons
haben ſich wegen ihrer Vorzüglichkeiten
dere Beliebtheit erworben und

ſind daher allen
Hals Bruſt Tungen undAſhina Teidenden

unentbehrlich Jn Benteln à 50 u 30 bei
Hrn Dr Krause Löwenapotheke

Krütgen Niess KaiſerapothekeApth Joh Büdefelà Leipzigerſtr
Herm Stitz Gr Steinſtr
Paul Eyvers Gr Ulrichſtr
I A Scheidelwitz Geiſtſtr
do do Gr Klansſtr

Georg Zeising Gr Ulrichſtr
Alb Schmidt LeipzigerſtrGust Rühlemann Königplatz
H F Weber Am SteinthorFelix Sioii im Giebichenſtein

von

ist die Ars cosmetiea oder die Kumnst

P Pasohek
22 Leipzigerstrasse 22

Känstliche Zähne und
FPlombirungen

Schmerzloseo Zahnoperationen

Feuerwerkskörper

u Schwärmer Knallerbſen
Blitzähren bengal Streichhölzer

audraketen e empfehle zu ſehr
illigen Preiſen39 Kivin llentzeg9

Schmeerſtraſze
Preisliſte gratis u franko

Zu Kaiſers Geburtstag
empfehle

Docvrationsbilder
Kiuderkahnen und Schärpen
zu billigſten Engrospreiſen
39 AlbinfHlentzeg9

Schineerſtraſſe

V de rege Jl

Motor

ſein e e Gaggenan

Gi a Baden7 S

Tapezierer undL Damme rn
Bär gaſſe

empfiehlt ſich zur Ruferligung aller

Arten Polſtermöbel Tapezieren
Zimmern Einrichten von

Gardinen zu billigen

Cachemires für M
Kammgarnstoffe f Knaben

ſowie e FrühjahrsNeunheiten
Ausd FobrikdirectauPrivate

Walther Senf Gera Reuß

d ee gondſhan M

Lina Sanerbier
Geiftſtr 57 vis vis der Adlerapotheke
Ballhandſchuhe Winterhand
in größter Aus ſchuhewahl Zwirnhdſch wegen vor
30 u 40 d gerückterHalbſeide 75 SaiſonNeinſeide geſtickt Trikothdſch

8 Kn l 2 6 Kf 40er 12 Kf engl Ringlang dirch wood nur 1bro nur Pelzhandſchuh
3 gefütterteDamenh ſowie

Sr 250Offizierh 125
J Gamaſchen 2,50

e u 3Krimmerhandſch

S innen Leder
nur 3

ohne Leder2 50
Chem Handſchuhwäſ ſcherei à Paar 154

Färberei nur ſchwarz 25 9

Smyrna Teppiche
fuſzkiſſen Rückenkiſ Seſſel
ifſen 2e paſſende n feine Hochzeits

und Geburtstagsgeſchenke Material

alle feinſten

Lichtfarben
am Lager

Sertaufsſtellen durch Fabrik
L Lehmann Heuriettenſtr 3

in reichſter Auswahl empfiehlt
B Barteky Domplatz 10 IMatratzen Bettstellen nlette zu Püllen

H C Wedäy Poenieke Tei
Permanente Ausſtellung von ra 40 fertigen Betten in allen

Für den Inſeratentheil verantwortlich W König in Halle Halle Druck und Verlag von Htto Hendel

pzigerſtraße 7
reislagen
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